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Hohe Anpassungsfähigkeit der dualen Berufsbildung
Die neuen zweijährigen Berufslehren für Jugendliche mit Lernschwierigkeiten sind auch aus betrieblicher Sicht lohnend

Die duale Berufsbildung ist zu-
nehmend ausdifferenziert worden
und für ausbildende Betriebe
rentabel. Die Autoren zeigen
hier, dass auch die neue beruf-
liche Grundbildung für Jugend-
liche mit Lernschwierigkeiten
aus Betriebssicht lohnend ist.

Jürg Schweri, Marc Fuhrer

Die Schweiz hat sich aus bildungs- wie
wirtschaftspolitischen Gründen das ehr-
geizige Ziel gesetzt, bis 2015 mindestens
95% aller Jugendlichen zu einem nach-
obligatorischen Bildungsabschluss zu
führen. Doch welche Bildungsmassnah-
men eignen sich für Personen, die aus
verschiedenen Gründen – etwa wegen
bildungsfernen Elternhauses, Migra-
tionshintergrunds oder schlechter schu-
lischer Leistungen – Mühe bekunden,
einen Abschluss der Sekundarstufe II
zu erwerben?

Machen die Betriebe mit?
In vielen Industriestaaten greift man in
solchen Fällen auf vollschulische Son-
derausbildungen zurück, die aber auf
dem Arbeitsmarkt oft wenig wert sind
und die Integration ins Berufsleben un-
zureichend fördern. Die Schweiz setzt
auf eine neue Form der bewährten dua-
len Berufslehre, nämlich auf die zwei-
jährige berufliche Grundbildung mit
Eidgenössischem Berufsattest (EBA).
Wie bei allen dualen Berufslehren müs-
sen sich die Lernenden bei den Betrie-

ben um eine Lehrstelle bewerben. Da
diese Ausbildungsform möglicherweise
einen erhöhten Aufwand mit sich
bringt, stellt sich die Frage, ob die Be-
triebe überhaupt genug solcher Lehr-
stellen schaffen werden.

Auf den ersten Blick erscheint die
Idee der zweijährigen Grundbildungen
bestechend als Antwort auf mehrere
Entwicklungen, welche die klassische
Berufslehre an die Grenze ihrer Inte-
grationsfähigkeit gebracht haben. Über
Jahrzehnte hat die Berufsbildung stets
zusätzliche Personengruppen aufge-
nommen, die früher keinen nachobliga-
torischen Abschluss erworben hatten,
so dass die Abschlussquote auf Sekun-
darstufe II heute bei rund 90% einer
Jahrgangskohorte liegt.

Zugleich haben die Anforderungen
der Arbeitswelt aber zugenommen, so
dass die Aufnahmefähigkeit der klassi-
schen dualen Lehre allmählich an Gren-
zen stösst. Diese Grenzen zeigen sich
einerseits am Anteil der Lehrvertrags-
auflösungen, die in vielen Berufen zwei-
stellige Prozentzahlen erreicht haben,
andererseits an Klagen der Betriebe,
dass sie zu wenig geeignete Lehrstellen-
bewerber finden.

Die zunehmende Differenzierung
der Ausbildungsniveaus trägt dazu bei,
die Aufnahmefähigkeit zu verbessern.
So wurde die Angebotspalette der
Ausbildungsgänge seit den neunziger
Jahren erheblich erweitert; für leis-
tungsstarke Jugendliche wurden die
Berufsmaturität und die Fachhochschu-
len geschaffen, am «andern Ende» eta-
blierte das neue Berufsbildungsgesetz
aus dem Jahre 2002 die zweijährige be-

rufliche Grundbildung. Diese richtet
sich in erster Linie an Jugendliche, die
schulisch weniger leistungsfähig sind
und mit dem direkten Einstieg in eine
drei- oder vierjährige Lehre überfor-
dert wären.

Diese Berufe haben ein eigenes
Profil, das in einer Verordnung und
einem Bildungsplan definiert ist. Wäh-
rend reine Ungelerntentätigkeiten zu-
nehmend verschwinden, werden eher
niederschwellige berufliche Kompeten-
zen in der globalisierten Wirtschaft
weiterhin benötigt. Den Betrieben bie-
tet sich die Möglichkeit, jene Tätigkei-
ten im betrieblichen Leistungserstel-
lungs-Prozess abzudecken, die nicht
zwingend von Fachkräften mit Eid-
genössischem Fähigkeitszeugnis (EFZ)
durchgeführt werden müssen, aber den-
noch berufliche Handlungskompeten-
zen voraussetzen. Zweijährige Grund-
bildungen ermöglichen eine gezielte
Qualifizierung in Berufen wie Küchen-
angestellte, Büroassistent, Schreiner-
praktikerin oder Logistiker EBA. Bei
Bedarf werden die Lernenden durch die
von den Kantonen organisierte soge-
nannte individuelle Begleitung unter-
stützt, um das Risiko von Lehrabbrü-
chen zu vermindern.

Lohnend für beide Seiten
Was motiviert nun Betriebe, Lehrstellen
für zweijährige berufliche Grundbil-
dung anzubieten? Eine neue Unter-
suchung von über 400 Ausbildungs-
betrieben in den zweijährigen Grund-
bildungen (vgl. Anmerkung unten)
zeigt, dass diese Ausbildungsgänge auch

auf den zweiten Blick bestechend sind,
denn der Wert der produktiven Arbeit
der Lernenden deckt im Schnitt die ge-
samten Ausbildungskosten. Somit be-
stätigt sich das Resultat, das bereits in
früheren Studien für die drei- und vier-
jährigen Grundbildungen gefunden
wurde: Die Lehre ist für die Betriebe im
Durchschnitt rentabel.

Das bedeutet nicht, dass die Be-
triebe mit der Lehrlingsausbildung
grosse Gewinne erzielen. Es bedeutet
aber, dass sie ihren Bedarf an Fach-
kräften durch einen Mix aus Ausbil-
dung und Rekrutierung über den ex-
ternen Arbeitsmarkt mindestens so
kosteneffizient decken können, wie
dies durch externe Rekrutierung al-
leine möglich wäre. Dass dies auch auf
die neuen zweijährigen Grundbildun-
gen zutrifft, darf als gute Nachricht für
die Zukunft dieser Ausbildungen ge-
wertet werden.

Ein Balanceakt
Die Unterschiede zwischen den elf
untersuchten Berufen sind jedoch be-
trächtlich. Dies entspricht den Re-
sultaten früherer Untersuchungen bei
den EFZ-Berufen, die ebenfalls auf
grosse Unterschiede in den Kosten-
Nutzen-Verhältnissen hinweisen. Auch
bei den zweijährigen beruflichen
Grundbildungen ist es zudem wichtig,
geeignete Lehrstellenbewerber zu fin-
den. Firmen, die Schwierigkeiten bei
der Rekrutierung angaben, hatten rund
8000 Franken höhere Nettokosten als
jene, die ihre Lehrstellen ohne Pro-
bleme mit aus ihrer Sicht geeigneten

Kandidatinnen und Kandidaten beset-
zen konnten.

Betriebe sind also bereit, Jugend-
liche mit Lernschwierigkeiten auszubil-
den, doch sind sie auch darauf angewie-
sen, Lernende zu finden, mit denen sich
das Verhältnis von Betreuungsaufwand
und produktiver Arbeit ausgewogen ge-
stalten lässt. Bei der Definition der zu
erreichenden Kompetenzen in den Bil-
dungsplänen ist daher darauf zu achten,
dass diese für die Lernenden – und da-
mit zugleich für die Betriebe – nicht zu
hoch gesteckt werden. Dennoch muss
das Berufsprofil den Lernenden verbes-
serte Chancen auf dem Arbeitsmarkt
sowie den erleichterten Übertritt in eine
EFZ-Lehre gewährleisten.

Mit dem günstigen Kosten-Nutzen-
Verhältnis der neuen Ausbildungen mit
Berufsattest ist eine wesentliche Vor-
aussetzung dafür erfüllt, dass man von
den Betrieben ein genügendes Lehr-
stellenangebot erwarten darf. Sie wer-
den damit einen wichtigen Beitrag dazu
leisten, leistungsschwächere Jugendli-
che in den Arbeitsmarkt zu integrieren
und so die Ausgaben im Bereich der
Arbeitslosen- und Sozialversicherungen
zu reduzieren.

Weiterführende Literatur: Marc Fuhrer und Jürg
Schweri: Kosten und Nutzen von zweijährigen beruf-
lichen Grundbildungen aus der Sicht der Betriebe.
Schlussbericht. Zollikofen, EHB 2010. (www.konu-
eba.ehb-schweiz.ch)
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DIE AUTOREN

Gy. U Alle drei Autoren des obenstehen-
den Artikels haben an der Spitze der
Schweizer Wettbewerbsbehörde gestan-
den. Pierre Tercier ist em. Professor an
der Universität Freiburg i. Ü. und frühe-
rer Präsident der Kartell- bzw. Wettbe-
werbskommission (1989–1998); Roland
von Büren, em. Professor an der Universi-
tät Bern, war von 1998 bis 2003 Präsident
der Wettbewerbskommission; Walter
Stoffel, Professor an der Universität Frei-
burg i. Ü., präsidierte die Wettbewerbs-
kommission von 2003 bis Mitte 2010.

Für eine ernsthafte Durchsetzung des Wettbewerbsrechts
Stimmen früherer Wettbewerbshüter zur Vernehmlassung über die Teilrevision des Kartellgesetzes

Der Bundesrat hat Ende Juni
einen Entwurf zur Revision des
Kartellgesetzes in die Vernehm-
lassung gegeben, deren Frist
Ende Woche abläuft. Im Folgen-
den äussern sich drei ehemalige
Präsidenten der Schweizer Wett-
bewerbsbehörde dazu.

Pierre Tercier, Roland von Büren,
Walter Stoffel

Voraussetzung einer wirksamen Wett-
bewerbspolitik ist die Unabhängigkeit
der Behörde, welche mit der Durch-
setzung des Wettbewerbsrechts betraut
ist. Seit den neunziger Jahren wurden
deshalb die Wettbewerbsbehörden eu-
ropaweit in der Form unabhängiger
Kommissionen verselbständigt. Auch
der schweizerische Gesetzgeber ist die-
sen Weg gegangen, mitunter gegen star-
ke Widerstände. Nach dreissigjährigem
Seilziehen wurde der Wettbewerbs-
kommission 1995 schliesslich die Kom-
petenz erteilt, Verfügungen zu erlassen,
nicht nur Empfehlungen zu formulie-
ren und Anträge zu stellen. Die Ver-
fügungskompetenz umfasst seit der Re-
vision von 2003 auch die Verhängung
direkter Sanktionen.

Sanktionen und Rechtsweg
Die Wirkungen liessen nicht lange auf
sich warten. Die Wettbewerbskommis-
sion begann sogleich mit der Verfolgung
der Verletzungen des Wettbewerbs-
rechts und sprach, wenn nötig, die ent-
sprechenden Sanktionen aus. Es zeigte
sich, dass das Wettbewerbsrecht erst
dann wirklich ernst genommen wird,
wenn Verletzungen von einer unabhän-
gigen Wettbewerbsbehörde geahndet
und mit Sanktionen belegt werden.

Zum Schutz der von einem Verfah-
ren betroffenen Unternehmen wurde
gleichzeitig ein umfassender Rechtsweg
eingerichtet. Es besteht die Möglichkeit
einer zweistufigen Beschwerde, zuerst
an das Bundesverwaltungsgericht (das
über eine unbeschränkte Überprü-
fungsbefugnis verfügt) und alsdann an

das Bundesgericht. Das System hat sich
auf der Ebene der Wettbewerbskom-
mission und des Bundesverwaltungs-
gerichtes bereits gut etabliert. Höchst-
richterliche Entscheidungen werden in
den nächsten Jahren folgen.

Nach dem Revisionsvorschlag soll
die Durchsetzung des Wettbewerbs-
rechts künftig durch eine «Wettbe-
werbsbehörde» einerseits und ein
«Wettbewerbsgericht» anderseits erfol-
gen. Das Wettbewerbsgericht soll die
Funktionen der Wettbewerbskommis-
sion als erstinstanzliche Entscheidbe-
hörde übernehmen, das heutige Sekre-
tariat soll als «Wettbewerbsbehörde»
als «unabhängige Verwaltungseinheit»
in das Volkswirtschaftsdepartement in-
tegriert werden und die Funktion der
Anklage- und Untersuchungsbehörde
übernehmen.

Der Zweck des Vorschlags besteht in
einer besseren Trennung zwischen Un-
tersuchungs- und Entscheidfunktion,
vor allem in den Sanktionsverfahren.
Dafür gibt es gute Gründe, besonders
im Hinblick auf die Glaubwürdigkeit
gegen aussen, auch wenn die Trennung
in der Praxis bereits befolgt wird. Die
vorgeschlagene Lösung schiesst jedoch
weit über dieses Ziel hinaus.

Die Wettbewerbskommission ist nur
zum Teil eine gerichtsähnliche Instanz.
Sie verfügt als unabhängige Kommis-

sion über eine Reihe von weiteren Auf-
gaben: Sie kann Empfehlungen zur För-
derung des wirksamen Wettbewerbs
und Gutachten zu Wettbewerbsfragen
an Behörden sowie Stellungnahmen zu
wirtschaftsrechtlichen Erlassen abge-
ben. Zudem hat sie die wettbewerbs-
gesetzlichen Rahmenbedingungen in
der Öffentlichkeit zu vertreten.

Weniger Unabhängigkeit
Besonders wichtig jedoch ist der Um-
stand, dass sie selbst Untersuchungen
anordnen und die Prioritäten ihrer Un-
tersuchungstätigkeit selbst festlegen
kann. Das Wettbewerbsgericht wird alle
diese Aufgaben nicht übernehmen kön-
nen. Es wird als Gericht nur auf Antrag
der zukünftigen Wettbewerbsbehörde
aktiv werden. Der Entscheid über die zu
verfolgenden Wettbewerbsverletzun-
gen wird somit ausschliesslich bei der
neuen Wettbewerbsbehörde liegen,
welche allein über die Agenda der Wett-
bewerbspolitik befinden wird.

Die Wettbewerbsbehörde soll – wie
erwähnt – als Verwaltungseinheit in das
Volkswirtschaftsdepartement integriert
werden. Mit dieser Rückführung in die
Verwaltung wird aber die Unabhängig-
keit der schweizerischen Wettbewerbs-
politik nicht mehr gewährleistet sein.
Zu gross ist die Nähe zu den Departe-

mentsgeschäften; zu gross die Versu-
chung, die Wettbewerbspolitik in die
wirtschaftliche Tagespolitik einzuspan-
nen; zu stark die karrieremässige Ab-
hängigkeit der alle vier Jahre neu zu be-
stätigenden Direktion der neuen Be-
hörde. Die Gefahr besteht, dass gewisse
Problembereiche oder Wirtschaftszwei-
ge de facto bei der Durchsetzung des
Kartellgesetzes geschont werden.

Weniger Durchsetzung
Darüber hinaus droht bei der Schaffung
einer zweistufigen Behörde auch die
Effizienz der Durchsetzung zu leiden.
Mit einem zweistufigen System wird un-
weigerlich eine Verlängerung der Ver-
fahren einhergehen. Alle organisations-
rechtlichen Erfahrungen zeigen, dass
jede zusätzliche Behörde eine Kompli-
kation des Verfahrens mit sich bringt.
Das zweiköpfige System stammt aus
dem Common-Law-System der USA
und ist der europäischen Rechtstradi-
tion weitgehend fremd.

Alle erfolgreichen europäischen
Wettbewerbsbehörden (zum Beispiel in
Deutschland, Frankreich, den Nieder-
landen und Grossbritannien) sind als
unabhängige Einheitsbehörden organi-
siert. Die Rechtsstaatlichkeit und die
Verfahrensgerechtigkeit haben darun-
ter nicht gelitten, ganz im Gegenteil.

Die Bedenken bedeuten indessen nicht,
dass kein Verbesserungspotenzial in der
institutionellen Organisation der
schweizerischen Wettbewerbsbehörde
bestünde:

Die Vorschläge zur Verkleinerung
der Kommission und zur Schaffung
einer handelsgerichtsähnlichen Organi-
sation sind zu begrüssen. Die Unabhän-
gigkeit könnte durch eine budgetmäs-
sige Herauslösung der Kommission von
der allgemeinen Bundesverwaltung
noch einmal verstärkt werden.

Auch die vorgesehene und auch
gegen aussen sichtbare Trennung von
Untersuchungs- und Entscheidphase ist
grundsätzlich zu begrüssen. Sie könnte
allerdings auch durch die Schaffung
eines ausschliesslich mit der Entscheid-
phase betrauten Teils des Sekretariates
realisiert werden, der keine Untersu-
chungsaufgaben wahrnimmt, wie dies
z. B. bei der französischen Wettbe-
werbsbehörde der Fall ist. Dadurch
würde gleichzeitig die Untersuchungs-
funktion des Sekretariats aufgewertet,
welches damit in der Rolle eines Gene-
ralanwalts tätig würde.

Das schweizerische Wettbewerbs-
recht hat in den letzten fünfzehn Jahren
einen Quantensprung gemacht. Vieles
ist zwar noch zu leisten, aber einiges
wurde erreicht. Eine Revision des Geset-
zes sollte das Erreichte nicht gefährden,
sondern im Interesse einer ordnungs-
politischen zielführenden und wirksa-
men Durchsetzung des Wettbewerbs-
rechtes noch einmal überdacht werden.


